
R echtsanwältin Veronika Appl
wurde zum neuen Head of IPT

(Intellectual Property & Technolo-
gy) bei DLA Piper Österreich er-
nannt. Damit setzt die Kanzlei ein
deutliches Zeichen für die kontinu-
ierliche Weiterentwicklung dieser
Praxisgruppe. Appl verfügt über
umfassende Erfahrung in komple-
xen Mandaten des Geistigen Eigen-
tums, des Lauterkeitsrechts und re-
gulatorischen Rechts. Die profilier-
te Rechtsanwältin steht für strate-
gische Beratung an der Schnittstelle
von Innovation, Digitalisierung und
Recht.

D ie Kanzlei Schramm Öhler fei-
ert 2026 nicht nur ihr 30-jähri-

ges Jubiläum – das Team vergrößert
sich zudem durch die Ernennung
von vier neuen Partnern und Part-
nerinnen. Die Erweiterung stellt ei-
nen wichtigen strategischen Schritt
dar. Die erfahrenen Rechtsan-
wält:innen und spezialisierten Ver-
gaberechts-Expert:innen Sabrina
Glechner und Jacqueline Guger so-
wie Leo Haslhofer und David Me-

lingo sind seit vielen Jahren für
Schramm Öhler tätig. Sie beraten
und begleiten bei komplexen Ver-
gabeverfahren und Vergabekon-
trollverfahren. 

S eit Anfang 2026 ist Johannes
von Matuschka Geschäftsfüh-

rer von Engel & Völkers Wien. Er
bringt langjährige internationale

Erfahrung im Premiumsegment
mit. In den vergangenen drei Jahren
führte er den Standort Berlin mit
dem umliegenden Brandenburg zu
herausragenden Ergebnissen. Als
Geschäftsführer des Engel & Völ-
kers Market Center Wien verant-
wortet er die strategische Weiter-
entwicklung des Unternehmens in
Österreich. 

Event der Woche

D ie Kanzlei Benn-Ibler lud mit
den Partnern Cybly und Law-

Finder zum Workshop „KI verste-
hen: Wie Jus-Studierende heute
schon KI nutzen können“. Das Vor-
tragsteam bestand aus Christian
Sageder, Cybly, Carolina Steiner,
LawFinder, sowie Simone Bründl,

Elisabeth Weichselbaum und Ste-
fan Eder von Benn-Ibler. Diskutiert
wurde, was KI kann, was sie nicht
kann und warum diese Unterschei-
dung für die Rechtspraxis entschei-
dend ist.

Deal der Woche

D ie Kartellrechtspraxis von bpv
Hügel hat für Westinghouse

Air Brake Technologies Corp (Wab-
tec) einen Erfolg erzielt und vor
dem österreichischen Obersten Ge-
richtshof die fusionskontrollrecht-
liche Genehmigung für die Über-
nahme von Dellner Couplers er-
wirkt. Im Team unter der Leitung
von Florian Neumayr waren Sebas-
tian Reiter und Stefan Holzweber
als Berater der Kartellrechtspraxis.

Veronika Appl, DLA Piper Österreich 
[beigestellt]

Vier neue Partner:innen bei Schramm
Öhler [Anna Stöcher]

C. Sageder, E. Weichselbaum und
C. Steiner [Benn-Ibler]
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Wien. Beim Umgang mit Vorwürfen
sexueller Belästigung gegen Füh-
rungskräfte in einem Unternehmen
bestehen seit langem erhebliche
rechtliche und kommunikationsmä-
ßige Defizite. Noch nie wurden diese
aber so deutlich einer breiten Öffent-
lichkeit vor Augen geführt wie im Fall
ORF/Weißmann. 

Das wesentlichste und in Öster-
reich wie anderswo leider über Jahr-
zehnte gleichsam „historisch ge-
wachsene“ Defizit ist sicher die
schlichte Vertuschung solcher Vor-
würfe – im worst case verbunden mit
der Abservierung der betroffenen
Opfer. Der ORF scheint freilich be-
weisen zu wollen, dass es möglich ist,
sich mit einem Wimpernschlag vom
negativen Extrem der multiplen Ver-
tuschung in das andere Extrem öf-
fentlicher Hinrichtung des Beschul-
digten ohne ein auch nur entfernt an
rechtsstaatliche Grundsätze erin-
nerndes Prozedere zu begeben. 

Rollen nicht zu früh verteilen

Das grundsätzliche Problem für die
mit der Ermittlung Beauftragten bzw
dafür rechtlich Zuständigen besteht
in solchen Fällen stets darin, von An-
fang an die Balance zu halten zwi-
schen Achtung der Persönlichkeits-
rechte der Anzeigerin und jenen des
Beschuldigten, bei dem es zudem in
der Regel um nichts weniger als die
wirtschaftliche Existenz und gesell-
schaftliche Reputation geht. Im Ideal-
fall sollte ein Prozedere in Gang ge-
setzt werden, das nicht nur formal-
rechtlich ergebnisoffen ist, sondern
bei dem zumindest grundsätzlich die
Rollen nicht von Anfang an klar in
Täter (Beschuldigter) und Opfer (An-
zeigerin) verteilt sind. 

Entgegen auch im konkreten Zu-
sammenhang öffentlich zu verneh-
menden Stimmen hat in einer sol-
chen Anfangsphase nicht
schlechthin der „Schutz des Opfers

oberste Priorität“ zu haben – wobei
mit „Opfer“ die Anzeigerin gemeint
ist. Warum denn auch? Ein solches
Axiom widerspricht diametral
rechtsstaatlichen Grundsätzen und
der konkreten Gesetzeslage. Natür-
lich muss das betraute Organ sich
ziemlich rasch über die Anfangsver-
dachtslage Klarheit verschaffen, weil
das weitere Vorgehen davon notwen-
digerweise beeinflusst ist. Aber da
macht es halt einen gewaltigen Unter-
schied, ob mehrere Frauen unab-
hängig voneinander detaillierte und
gar mit Fakten unterlegte Vorwürfe
sexueller Belästigung oder Nötigung
erheben, oder ob eine Mitarbeiterin
eine Jahre zurück liegende, von den
Betroffenen vielleicht unterschied-
lich erlebte Beziehung wieder auf-
rollt, in deren Rahmen sich der Be-
schuldigte angeblich unangemessen,
übergriffig oder anzüglich verhalten
hat. Denn wer Opfer und wer Täter
ist, steht im letztgenannten Fall (als
der sich die ORF-Causa zumindest
den veröffentlichten Informationen
zufolge tendenziell präsentiert) ge-
rade nicht von vornherein fest. 

Und das gilt umso mehr, wenn
das Verhalten der anwaltlich vertre-
tenen Anzeigerin anscheinend (folgt
man den Schilderungen des Stif-

tungsratsvorsitzenden und des An-
walts des Generaldirektors) darin be-
stand, mit dem Publikmachen der
Sache (die dann das Stiftungsratsprä-
sidium selbst übernahm) zu drohen
und mit dem Abstandnehmen davon
die Forderung nach dem Rücktritt
des Generaldirektors sowie der Zah-
lung einer „Spende“ in fünfstelliger
Höhe samt Übernahme der Anwalts-
kosten zu verknüpfen. 

War ihr Verhalten korrekt?

Es erstaunt, dass bei diesem unwi-
dersprochen kolportierten Sachver-
halt bislang – soweit überblickbar –
kein Journalist die Frage nach der
Korrektheit dieses Verhaltens auch
nur aufgeworfen hat. In der Tat wäre,
wenn der Sachverhalt sich wirklich
so zugetragen hat, zumindest eine
nähere Prüfung in Richtung Nöti-
gung indiziert. Die Drohung mit der
„Vernichtung der wirtschaftlichen
Existenz oder gesellschaftlichen Stel-
lung“ macht gemäß § 106 Abs 1 Z 1
StGB die einfache Nötigung sogar zu
einer schweren. 

Die strafrechtliche Kernfrage ist
fraglos, ob die „Zweck-Mittel-Rela-
tion“ iSd § 105 Abs 2 StGB hier ge-
wahrt ist oder die Drohung zur Errei-
chung des angestrebten Zwecks viel-

mehr den guten Sitten widerstreitet.
Dem Dieb darf ich drohen, ihn anzu-
zeigen, wenn er mir die gestohlene
Sache nicht zurückgibt. Stark be-
zweifeln kann man aber, ob das auch
gilt, wenn die Ex-Freundin eines Top-
managers diesem vier Jahre später
die öffentliche Bloßstellung durch
Publizierung diversen intimen „Ma-
terials“ androht, wenn dieser nicht
seine Karriere sofort beendet und
eine gewisse Geldsumme – wenn
auch für einen gemeinnützigen
Zweck – zahlt sowie die Anwalts-
kosten der Ex-Freundin ersetzt. 

Der ORF-Fall offenbart noch ein
weiteres, verbandsrechtliches Pro-
blem in seltener Deutlichkeit: Dort,
wo es um Vorwürfe gegen oberste
Führungskräfte geht, sind in der
Regel Kollegialorgane rechtlich zu-
ständig: Ein Aufsichtsrat, eine Gesell-
schafterversammlung oder eben wie
beim ORF der Stiftungsrat. All diesen
Gremien ist gemeinsam, dass sie nur
gemeinschaftlich handeln können,
ein Vorsitzender also keineswegs
handlungsbefugter Stellvertreter ist,
sofern nicht ausdrücklich vom Kolle-
gialorgan bevollmächtigt. Das
musste sich auch der ORF-Stiftungs-
ratsvorsitzende ausgerechnet von
jenem einfachen Mitglied sagen

lassen, dessen unhehres Ziel eher auf
Zerschlagung des ORF als auf Verbes-
serung von dessen Governance ge-
richtet zu sein scheint.

Rücktritt vom Rücktritt?

Im Falle ORF kann dieser Alleingang
(man müsste besser sagen: Paarlauf,
denn der Stellvertreter war auch ein-
gebunden) rechtlich prekäre Folgen
zeitigen. Sollten die beiden Präsidi-
umsmitglieder gegenüber dem Gene-
raldirektor nämlich den unrichtigen
Eindruck erweckt haben, bevoll-
mächtigt zu sein, und ihm dann mit
der Androhung sonstiger Abberu-
fung den Rücktritt „nahegelegt“
haben, könnte Weißmann sogar
seine Rücktrittserklärung wegen Irr-
tums anfechten, denn auch einseitige
Rechtsgeschäfte wie Kündigungen,
Rücktritte etc sind der Irrtumsan-
fechtung zugänglich. Das Ergebnis
erfolgreicher Anfechtung wäre die
rückwirkende Beseitigung des Rück-
tritts – ein Fiasko für den ORF. 

Die entscheidungsbefugten Kol-
legialorgane sind wegen ihrer Größe
und unter Umständen der räumli-
chen Disloziertheit der Mitglieder für
extrem rasches Handeln nicht ge-
schaffen. Und mit der Anzahl der Mit-
glieder steigt die Gefahr von Indiskre-
tionen. Bei einem politisch besetzten
Gremium aus 35 Personen (drei bis
fünfmal so groß wie Aufsichtsräte)
wie dem ORF-Stiftungsrat ist es den-
kunmöglich, bei der Behandlung bri-
santer Angelegenheiten im Plenum
Vertraulichkeit zu wahren. Das – so
zeigt jahrzehntelange Erfahrung –
war bei Ereignissen von hohem öf-
fentlichem Interesse selbst in deut-
lich kleineren Aufsichtsräten oftmals
nicht möglich. 

Beim ORF bestünde noch viel
größerer Bedarf nach Schaffung von
kleinen Gremien (Ausschüssen), die
in so einem Fall handlungsfähig sind.
Auch in einer Aktiengesellschaft hilft
es im Ernstfall nicht, wenn es zwar
rechtlich möglich wäre, zB eine Sus-
pendierung oder Tätigkeitsbeschrän-
kung eines Vorstandsmitgliedes in
einem nur aus zwei oder drei Per-
sonen bestehenden Ausschuss zu be-
schließen, der Aufsichtsrat einen sol-
chen aber nicht gebildet und mit den
entsprechenden Zuständigkeiten
ausgestattet hat. 

Georg Schima ist Rechtsanwalt und Grün-

der von conclusio schima lawyers (nicht an

der Causa beteiligt), Hon.-Prof. für

Unternehmens- und Arbeitsrecht an der WU

Wien und Mitglied des Arbeitskreises

Corporate Governance im BMF.

Gastkommentar. Der Umgang mit dem

Vorwurf sexueller Belästigung durch

den Ex-ORF-Generaldirektor ist

exemplarisch unheilvoll.

Weißmann als Opfer?
Prüfung in Richtung
Nötigung wäre indiziert
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